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A Begründung 

A.1 Anlass der Planung  

In Schechen besteht wie in der gesamten Region Rosenheim ein zunehmender Siedlungsdruck. 
Um dieser Nachfrage nicht nur durch die Neuausweisung neuer Siedlungsflächen zu begegnen, 
sollen die Potenziale der Innenentwicklung der bestehenden Siedlungsstruktur verstärkt genutzt 
werden. Auch besteht, aufgrund der dynamischen Entwicklung der Bodenpreise, ein verstärkter 
Bedarf an Nachverdichtungsmaßnahmen. Hier sind insbesondere kleinere Wohneinheiten, 
Mietwohnungs- bzw. Geschosswohnungsbau von Belang, um vor dem Hintergrund der 
demographischen Entwicklung passenden Wohnraum zur Verfügung stellen zu können. 

Gleichzeitig soll aber die Innenentwicklung so gesteuert werden, dass der ländliche Charakter der 
bestehenden Siedlungen erhalten bleibt und es zu keinen negativen Auswirkungen durch eine 
übermäßige oder fehlgerichtete Nachverdichtung kommt.  

Dem folgend wird für den Bereich beidseits der Frühlingstraße im Ortsteil Pfaffenhofen ein 
Bebauungsplan aufgestellt. Der Bebauungsplan wird im Vereinfachten Verfahren der 
Innenentwicklung nach §13a BauGB aufgestellt. Ein entsprechender Aufstellungsbeschluss wurde 
durch den Gemeinderat Schechen am ………….. gefasst. 

A.2 Verfahrensart 

Bei der im Rahmen des hier gegenständlichen Bebauungsplans Nr. 40 „Frühlingstraße“ 
überplanten Fläche handelt es sich um einen bestehenden, bereits umfänglich bebauten 
Siedlungsbereich, für welchen kein rechtskräftiger Bebauungsplan vorliegt. Bauvorhaben wurden 
bisher nach §34 BauGB genehmigt. 

Somit handelt es sich bei der hier gegenständlichen Planung um eine „Nachverdichtung“ im Sinne 
des §13a Abs. 1 BauGB. 

Im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung werden ca. 4.866 m² Grundfläche und somit weniger 
als 20.000 m², im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO, festgesetzt Der Grenzwert nach §13a Abs. 1 Nr. 
1 BauGB ist somit unterschritten.  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die 
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen und es werden 
keine Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b) BauGB (Natura 2000 Gebiete) beeinträchtigt. §50 Satz 1 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu schweren Unfällen wird durch die Aufstellung nicht 
einschlägig. 

Somit sind alle Voraussetzungen erfüllt und der Bebauungsplan kann als „Bebauungsplan der 
Innenentwicklung“ nach §13a BauGB im beschleunigten Verfahren nach §13a Abs. 2 BauGB, ohne 
die Durchführung einer Umweltprüfung nach §2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden.  

A.3 Innenentwicklung 

Gemäß §1 Abs. 5 Satz 3 BauGB hat die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung zu erfolgen. Dies ist ebenfalls in den Grundsätzen des LEP (1.1.3 G) und des 
RP 18 (B II 1 G) verankert. 

Im Rahmen des hier gegenständlichen Bebauungsplans wird ein bereits weitgehend bebauter 
Bereich, im Hinblick auf eine Nachverdichtung überplant. Es handelt sich somit um eine 
Maßnahme der Innenentwicklung. 
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Nach § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB ist die Umwandlung von Flächen für die Landwirtschaft oder Wald 
in Bauland zu begründen. Im hier gegenständlichen Bebauungsplan sind ausschließlich bereits im 
Rahmen des im Zusammenhang bebauten Ortsteils überplante Flächen betroffen. Es kommt zu 
keiner Nutzungsänderung von Flächen für die Landwirtschaft oder Wald. 

A.4 Bestandsaufnahme und Bewertung 

A.4.1 Lage und Größe des Planungsgebietes 

Das Planungsgebiet liegt ca. 4,5 km südlich des Ortszentrum des Hauptortes Schechen am 
südlichen Rand des Ortsteils Pfaffenhofen am Inn. Es hat eine Größe von ca. 1,81 ha und umfasst 
die Flurstücke: 1935/7, 1935/8, 1936, 1936/1, 1936/2, 1936/3, 1936/4, 1936/9, 1936/10, 
1936/11, 1936/12, 1937 (Frühlingstraße), 1938, 1938/2, 1938/3, 1938/4, 1938/5, 1938/6, 1938/7, 
1939 und 1939/7, sowie Teilflächen der FlSt.-Nrn. 1949/6, 1949/7 und 1949/8 (jeweils 
Wasserburger Straße). Es liegt in der Gemarkung Westerndorf St. Peter und hat eine Ausdehnung 
in Nord-Süd-Richtung von ca. 105 m und in Ost-West-Richtung von ca. 215 m. 

Das Planungsgebiet wird nördlich durch Wohnbebauung, östlich durch die Wasserburger Straße 
und westlich sowie südlich durch landwirtschaftliche Flächen begrenzt. Im Süden grenzen zudem 
zwei weitere mit Wohngebäuden bebaute Grundstücke an das Planungsgebiet.  

Abb. 1: Lage des Planungsgebiets – rot – ohne Maßstab! 

Abb. 1: Lage des Planungsgebiets (Geltungsbereich rot) - ohne Maßstab! 
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A.4.2 Planungsrechtliche Grundlagen 

Regionalplan 18 

Im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) ist die Gemeinde Schechen im südwestlichen 
Bereich der Region 18 Südostoberbayern im allgemeinen ländlichen Raum dargestellt. Im Süden 
grenzt das Oberzentrum Rosenheim an. Auch die westlich angrenzende Gemeinde ist, wie 
Rosenheim als Verdichtungsraum dargestellt.  

Für die Region 18 ist, ausgehend vom Jahr 2010, ein moderates Bevölkerungswachstum von 1,1 % 
bis 2020 bzw. 0,5 % bis 2030 vorausberechnet. Laut regionalisierter Bevölkerungsvoraus-
berechnung für Bayern bis 2041 des Bayrischen Landesamt für Statistik ist für den Landkreis 
Rosenheim, in dem Schechen liegt, mit einer Bevölkerungsentwicklung Stand 2021 von +5,1% bis 
2031 und von +7,9% bis 2041 zu rechnen. 

Aus dem Landesentwicklungsprogramm Bayern sind für die hier gegenständliche Planung 
insbesondere folgende Ziele (Z) und Grundsätze (G) von Belang: 
(Die Entsprechung des Bebauungsplans zu den einzelnen Zielen ist in Grau kursiv den einzelnen 
Zielen nachgestellt.) 

1.1.1 (Z) In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen 
oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu 
entwickeln. Alle überörtlich raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen haben 
zur Verwirklichung dieses Ziels beizutragen.  

1.1.1 (G) Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstellung 
und Sicherung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge und zur Versorgung mit Gütern geschaffen oder erhalten werden. 

 -> Sicherung der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum 

1.1.3 (G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert werden. 
Unvermeidbare Eingriffe sollen ressourcenschonend erfolgen. 

 -> Nutzungsintensivierung auf bereits überbauten Siedlungsflächen in Anbindung an 
bestehende Erschließung 

2.2.5 (G) Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass er seine Funktion 
als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern und entwickeln kann, 

 - (…) 
 - er seine landschaftliche Vielfalt sichern kann 
 -> Schaffung von Nachverdichtungsmöglichkeiten zur Sicherung und Schaffung von 

Wohnraum, Erhalt der ländlichen Baustruktur und Eingrünung am Ortsrand. 

3.1 (G) Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung  
der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

 -> Schaffung von Nachverdichtungsmöglichkeiten in bestehender Struktur unter 
Berücksichtigung des Ortsbildes 

3.2 (Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung 
möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der 
Innenentwicklung nicht zur Verfügung stehen.  

 -> Ausnutzung der Innenentwicklungspotenziale, Schaffung von Nachverdichtungs-
möglichkeiten an bestehenden Strukturen 
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Regionalplan 18 

Schechen ist im Regionalplan 18 als allgemeiner ländlicher Raum direkt nördlich des 
Verdichtungsraum um das Oberzentrum Rosenheim dargestellt. Es liegt zentral im Naturraum 38 
„Inn-Chiemsee-Hügelland“. Südöstlich des Planungsgebiet, jedoch außerhalb von diesem ist ein 
landschaftliches Vorbehaltsgebiet dargestellt. 

Aus dem gültigen Regionalplan für die Region Südostoberbayern sind insbesondere folgende Ziele 
(Z) und Grundsätze (G) von Belang: 
(Die Entsprechung des Bebauungsplans zu den einzelnen Zielen ist in Grau kursiv den einzelnen 
Zielen nachgestellt.) 

A I 2.1 (G) Die Entwicklung der Siedlungsflächen soll sich auf bestehende Siedlungsbereiche 
konzentrieren und Freiräume erhalten. 

 -> Schaffung von Nachverdichtungsmöglichkeiten auf bereits überbauten 
Siedlungsflächen 

B I 2.1 (Z) (…) Die Versiegelung des Bodens soll so gering wie möglich gehalten werden, die  
 Sickerfähigkeit besiedelter Flächen verbessert werden. (…) An Ortsrändern und in der  
 Nähe von relevanten Grünbeständen sollen aus Gründen des Artenschutzes  

 Beleuchtungseinrichtungen an Straßen und Gebäuden auf das notwendige Maß 
beschränkt werden. 

 -> Beschränkung der Versiegelung auf ein Mindestmaß, wo möglich Festsetzung 
versickerungsfähiger Beläge 

B II 1 (G) Die Siedlungsentwicklung in der Region soll sich an der Raumstruktur orientieren und  
 unter Berücksichtigung der sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen  
 ressourcenschonend weitergeführt werden. Dabei sollen  
 - die neuen Flächen nur im notwendigen Umfang beansprucht werden  
 - die Innenentwicklung bevorzugt werden und  
 - die weitere Siedlungsentwicklung an den vorhandenen und kostengünstig zu  
 realisierenden Infrastruktureinrichtungen ausgerichtet sein.  
 -> Nachverdichtung, Nutzungsintensivierung auf bereits überbauten Siedlungsflächen 

in Anbindung an bestehende Erschließung 

B II 2 (G) Die Siedlungstätigkeit in der Region soll an der charakteristischen Siedlungsstruktur  
 und der baulichen Tradition der Teilräume der Region ausgerichtet sein. 
 -> Nachverdichtung der bestehenden Siedlungsstruktur unter Wahrung der örtlichen 

Bautradition  
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Flächennutzungsplan 

Für den Geltungsbereich des hier gegenständlichen Bebauungsplans ist im derzeit gültigen 
Flächennutzungsplan ein allgemeines Wohngebiet sowie die Frühlingstraße und Wasserburger 
Straße als Verkehrsfläche dargestellt. 

Die westlich und südwestlich angrenzenden Flächen sind als Flächen für die Landwirtschaft 
dargestellt. Im Südosten, Osten und Norden grenzen weitere als allgemeine Wohngebiete an.  

Die Flächendarstellung entspricht somit den im Rahmen des Bebauungsplans geplanten 
Nutzungen. Dem Entwicklungsgebot nach §8 Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist somit genüge getan. 

 

Bestehendes Baurecht 

Für das Planungsgebiet existiert heute kein Bebauungsplan. Es liegt ein im Zusammenhang 
bebauter Ortsteil vor. Entsprechend erfolgte die Genehmigung von Vorhaben bislang nach §34 
BauGB.  

Gemeindliche Satzungen 

Für den Bebauungsplan sind die örtliche Bauvorschriften der Gemeinde Schechen vom 10.05.2021 
relevant. 

(Das angegebene Datum verweist auf den aktuellen Stand bei Aufstellung des Bebauungsplans 
hin. Es gilt jedoch immer die jeweils zum Zeitpunkt der Baugenehmigungen aktuelle Fassung.) 

  

Abb. 2: Flächennutzungsplan im Planungsgebiet blau - ohne Maßstab! 
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A.4.3 Städtebau, Orts- und Landschaftsbild 

Planungsgebiet 

Das Planungsgebiet ist heute, mit Ausnahme eines Bereiches im Norden, welcher noch unbebaut 
ist, heterogen mit Wohngebäuden bebaut. Es handelt sich weit überwiegend um 
Einfamilienhäuser. Vereinzelt bestehen auch Doppel- bzw. Mehrfamilienhäuser.  

Dichte 

Sowohl die Grundstücksgröße als auch die auf diesen realisierte Dichte ist im Planungsgebiet sehr 
unterschiedlich. Insbesondere im Westen bestehen sehr große Grundstücke mit umfänglichen 
Gebäuden.  

 

Somit ergibt sich im Bestand heute eine Grundflächenzahl zwischen 0,31 für ein kleines 
Grundstück an der Ecke des Frühlingstraße und Wasserburger Straße und 0,12 für einige geringer 
bebaute Grundstücke.  

Hinzu kommen bei vielen Grundstücken umfängliche Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen etc. 
Somit liegt die Gesamtversiegelung der Grundstücke zwischen 15% - 85%. 

  

Abb. 3: Übersicht Grundflächenzahlen - ohne Maßstab! 
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Höhenentwicklung 

Die überwiegende Zahl der Gebäude im Planungsgebiet weist zwei Vollgeschosse, im Einzelfall mit 
zusätzlich ausgebautem Dachgeschoss auf. Die Wandhöhen liegen zwischen 5,2 und 7,6 Metern. 

 

Dächer 

Das Planungsgebiet weist weitgehend Satteldächer auf. Zwei Gebäude haben ein Walmdach. Auf 
Nebenanlagen und Garagen sind neben Sattel-, Walm- und Pultdächern auch Flachdächer 
vorhanden.  

Grünstrukturen und Freianlagen 

Die Gebäude sind von einer Vielzahl von Nebenanlagen und Garagen umgeben. In der Regel sind 
diese mit den Hauptgebäuden zusammengebaut. Im südlichen Bereich sind zwei künstliche 
Teiche, im nördlichen Bereich drei Schwimmbäder vorhanden.  

Größere Grün und Baumstrukturen bestehen an der südwestlichen Ecke des Planungsgebiets und 
im Süden entlang der Wasserburger Straße. Im Norden besteht ein weiterer Gehölzbereich. 
Darüber hinaus sind die Baugrundstücke von kleineren Gehölzen und Rasenflächen geprägt. Im 
nördlichen Bereich befindet sich eine größere, unbebaute intensiv gepflegte Rasenfläche.  

Topographie: 

Das Planungsgebiet ist insgesamt weitgehend eben. Es fällt leicht um ca. 50 cm von Süden nach 
Norden. In Zusammenhang mit einigen Gebäuden, insbesondere im Westen ist das Gelände 
kleinräumig anthropogen überformt.  

  

Abb. 4: Übersicht Gebäudehöhen - ohne Maßstab! 
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Umgebung 

Das Planungsgebiet stellt die südwestliche Ecke des zusammenhängend bebauten Ortsbereich 
von Pfaffenhofen am Inn dar.  

Nördliche grenzt jenseits des hier verrohrten Schustergrabens kleinteilige Wohnbebauung aus 
Einfamilien- und Doppelhäusern an. Hier bestehen Grundflächenzahlen von ca. 0,2 und 
Wandhöhen von ca. 6,0 m. Im Nordosten bestehen zur Wasserburger Straße hin zwei 
Mehrfamilienhäuser jüngeren Datums mit Wandhöhen zwischen 6,2 und 6,7 m. Die GRZ beträgt 
hier ca. 0,25. Hinter diesen grenzen Reihen und Doppelhäuser an.  

Im Osten, jenseits der Wasserburger Straße befindet sich ein ehemaliges landwirtschaftliches 
Anwesen mit größeren Gebäuden. Südlich davon befinden sich weitere heterogene 
Wohngebäude (Doppel- und Einfamilienhäuser).   

Im Südosten des Planungsgebiets befindet sich neben einem kleineren Einfamilienhaus ein 
größeres Mehrfamilienhaus mit (GRZ 0,28).  

Weiter westlich, sowie Westlich des Planungsgebiets befinden sind intensiv bewirtschaftete 
landwirtschaftliche Flächen (Grünland, in Teilen aktuell Ackerbau). Diese sind, abgesehen von 
einer Baumgruppe direkt südlich des Geltungsbereichs weitgehend ausgeräumt.  

In ca. 400 m südlicher Entfernung verläuft die Bundesstraße B15.  

Verkehr und Infrastruktur 

Straßenverkehr 

Das Planungsgebiet wird weitestgehend durch die Frühlingstraße erschlossen. Ein Grundstück im 
Süden wird durch einen kleinen Privaten Stich erschlossen. Dieser wie die Frühlingstraße münden 
auf die Wasserburger Straße. Über diese besteht ca. 400 m südlich des Planungsgebiets Anschluss 
an die B15 und somit das Überregionale Straßennetz. 

Die Wasserburger Straße ist im Planungsbereich beidseitig mit einer abgesetzten Gehbahn 
ausgeführt.  

Die Frühlingstraße weist eine Breite (Straßengrundstück) von 5,75 bis 7,5 m auf. Sie ist als 
Mischverkehrsfläche ohne eigene Gehbahnen ausgebaut. Die Frühlingstraße endet im westlichen 
Bereich des Planungsgebiets als Sackgasse und verfügt über einen entsprechenden 
Wendehammer.  

Das Flurstück Nr. 1936/4 wird von Süden über einen privaten Erschließungsstich von der 
Wasserburger Straße aus erschlossen. Das unbebaute Flurstück Nr. 1939/7 wird über den 
Steinbrückweg von Norden erschlossen. Von dort besteht ein Straßenstich nach Süden mit 
entsprechenden Dienstbarkeiten. Das Flurstück 1939/7 ist über 1939/3 welches heute im gleichen 
Eigentum steht an diesen Straßenstich angeschlossen.  

ÖPNV und Schienenverkehr 

In 190 Metern Entfernung befindet sich an der Wasserburger Straße eine Bushaltestelle. Hier 
besteht Anschluss an das regionale Busnetz Richtung Rosenheim. Das regionale und 
überregionale Zugnetz kann über den Rosenheimer Bahnhof erreicht werden. 

Sonstige Infrastruktur 

Da das Plangebiet bereits umfänglich bebaut ist, liegen die notwendigen Infrastrukturen (Strom, 
Wasser, Telekommunikation) vor.  
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Brandbekämpfung 

Die Grundstücke im Planungsgebiet (bzw. die Bauräume) liegen in keinem Bereich weiter als 50 m 
von einer der bestehenden Straßenverkehrsfläche entfernt. In der Frühlingstraße bestehen 
entsprechende Hydranten. 

A.4.4 Denkmalschutz 

Nach Denkmalliste des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege (Stand: November 2023) sind 
im Geltungsbereich oder in dessen direkter Umgebung keine Bau- oder Bodendenkmäler sowie 
geschütztes Ensemble verzeichnet.  

A.4.5 Schutzgebiete 

Im Geltungsbereich selbst sind weder kartierte Biotope noch sonstige naturschutzrechtliche 
Schutzgebiete vorhanden (FFH-Gebiete, Natura 2000 Gebiete etc.) (Bayerisches Landesamt für 
Umwelt, Stand November 2023). 

Östlich der Wasserburger Straße liegt ein Landschaftsschutzgebiet (LSG-00535.01). Dieses hat 
jedoch keine funktionalen oder räumlichen Wechselwirkungen mit dem Planungsgebiet.  

A.4.6 Boden 

Laut Übersichtsbodenkarte von Bayern 1:25.000 kommt im Planungsgebiet fast ausschließlich 
Gley und Braunerde-Gley aus skelettführendem Sand (Talsediment) vor.   

Durch die bestehende Bebauung ist jedoch davon auszugehen, dass die weit überwiegenden 
Bereiche des Geltungsbereichs bereits anthropogen überformt sind.  

Da das Gebiet bereits umfänglich bebaut ist, ist grundsätzlich von einer Bebaubarkeit der Böden 
auszugehen.  

A.4.7 Grundwasser  

Die nächste Bohrung liegt ca. 160 m nordöstlich vom Plangebiet. Da beide Punkte topografisch 
vergleichbare Rahmenbedingungen aufweisen, wird die Bohrung als Referenz für das Plangebiet 
herangezogen. Der Ruhewasserspiegel des Grundwassers zum Bohrzeitpunkt lag bei ca. 2,50 m 
unter Geländeoberfläche. Somit ist insbesondere im Hochwasserfall mit relativ geringen 
Grundwasserflurabständen zu rechnen.  

Es wird darauf hingewiesen, dass ein Eingriff von Gebäuden (Kellern), Verbaumaßnahmen oder 
eine Wasserhaltung im Rahmen der Baumaßnahme einer wasserrechtlichen Genehmigungen 
durch das LRA Rosenheim bedürfen.  

A.4.8 Gewässer / Niederschläge 

An der nördlichen Grenze des Planungsgebiets verläuft der Schustergraben. Dieser wird im 
Bereich des Planungsgebiets unterirdisch geführt. Der Schustergraben fließt in ca. 370 m östlicher 
Entfernung vom Planungsgebiet mit dem Angerbach zusammen und anschließend in Richtung Inn. 

Das Planungsgebiet befindet sich nach dem Bayerischen Landesamt für Umwelt (November 2023) 
weder in einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet HQ100 noch in einem 
Überschwemmungsgebiet HQextrem. Der Bereich liegt jedoch, wie nahezu das gesamte Inntal in 
einem kartierten wassersensiblen Bereich.  
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Starkregenereignisse 

Im voralpinen Bereich können Starkregenereignisse (Gewitter, Hagel etc.) besonders heftig 
auftreten und werden durch die Klimaänderung an Häufigkeit und Intensität weiter zunehmen. 
Dabei können Straßen und Privatgrundstücke flächig überflutet werden. 

Das Planungsgebiet liegt auf einer Höhe von ca. 443 m ü. NHN und weist kein nennenswertes 
Gefälle auf. Durch die umgebende Topografie ergeben sich zudem keine nennenswerten Zuflüsse, 
welche im Rahmen der Starkregenereignisse berücksichtigt werden müssten. 

A.4.9 Vorbelastungen 

Altlasten 

Im Änderungsbereich sind aktuell keine Altlasten bekannt. Die bisherige Nutzung der Flächen als 
Wohngebiet lässt auch nicht auf eine besondere Wahrscheinlichkeit von Altlasten schließen.  

Lediglich in Zusammenhang mit anthropogenen Aufschüttungen, insbesondere in Zusammenhang 
mit Baugrubenverfüllungen ist ggf. mit verunreinigten Böden zu rechnen. Dies ist jedoch 
voraussichtlich nur abfallrechtlich relevant und stellt die Nutzung der Flächen als Wohngebiet 
nicht infrage.  

Lärm  

Anlagenlärm  

Das Planungsgebiet selbst ist als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Hier ist mit keinen 
Anlagenlärm-Emissionen zu rechnen, welche für die geplante Entwicklung von Belang wären. 
Auch in der weiteren Umgebung bestehen keine Gewerblichen Nutzungen oder sonstige 
Relevanten Lärmquellen, welche zu relevanten Anlagenlärmimmissionen im Planungsgebiet 
führen könnten.  

Verkehrslärm  

Von den im Plangebiet liegenden Straßen ist, aufgrund deren im Gesamtgefüge untergeordneten 
Charakter, mit keinen relevanten Verkehrslärmimmissionen zu rechnen. Von der Wasserburger 
Straße östlich des Plangebiets ist aufgrund der begrenzten Verkehrsfrequenz mit keinen 
relevanten Belastungen zu rechnen.  

Auch im Rahmen der geplanten Nachverdichtung im Planungsgebiet ist mit keiner 
Verkehrszunahme zu rechnen, welche eine relevante Verkehrslärmzunahme bedingen würde.  

Die Lärmemissionen der südlich gelegenen Bundesstraße B15 bilden aufgrund der Entfernung von 
400 m keine relevante Lärmbelastung für das Plangebiet. Da durch die Aufstellung des 
Bebauungsplans keine Erweiterung des Baugebiets erfolgt, ergeben sich keine Änderungen für die 
Lärmbelastung. 

Immissionen aus der Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen  

Umliegend des Planungsgebiets befinden sich landwirtschaftliche Flächen. Durch deren 
Bewirtschaftung kann es im Planungsgebiet zu Immissionen, insbesondere Geruch, Lärm, Staub 
und Erschütterungen kommen. Entsprechende Emissionen sind auch während der Ruhezeiten, an 
Feiertagen oder während der Nachtzeit möglich. So sich diese im zulässigen Rahmen bewegen, 
sind diese hinzunehmen. Insbesondere können entsprechend Belastungen auch auf den 
angrenzenden Straßen auftreten, welche zum Erreichen der landwirtschaftlichen Flächen 
befahren werden. 

Gerüche 

Aufgrund der großen Entfernung zu den umliegenden landwirtschaftlichen Betrieben ist mit 
keinen relevanten Geruchseinwirkungen zu rechnen.  
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B Planungsbericht - Ziele der Planung und Auswirkungen 

B.1 Ziele der Planung 

Städtebau  

▪ Aktivierung von neuen Bebauungspotenzialen durch Nachverdichtung  

▪ Schaffung einer einheitlichen, abgewogenen Festsetzungsstruktur 

▪ Wahrung eines angemessenen Ortsbildes  

Grünordnung 

▪ Angemessene, qualitätvolle Durchgrünung des Planungsgebietes  

▪ Sicherung der bestehenden Ortsrandeingrünung und der Ortsbildprägenden Baumbestände 

B.2 Bebauungsplankonzept  

B.2.1 Städtebauliches Konzept 

Aufbauend auf dem Bestand wird eine einheitliche Festsetzungsstruktur für den Gesamtbereich 
entwickelt. In diesem Rahmen werden innerhalb des Bebauungsplans Zonen mit vergleichbaren 
Rahmenbedingungen definiert, welche jeweils einheitlich festgesetzt werden.  

Richtschnur ist dabei ein einheitliches Maß der baulichen Nutzung, welches unter Wahrung einer 
dem Ort angemessenen Struktur mit Ausnahme von einzelnen, heute bereits extrem dicht 
bebauten Grundstücken, in allen Bereichen eine Nachverdichtung ermöglicht. 

Abgeleitet aus der heute vorhandenen, sehr heterogenen Bebauungsstruktur werden große 
Bauräume festgesetzt, um maximale Flexibilität bei der Bebauung zu ermöglichen. Durch die 
Bauräume werden lediglich die städtebaulich notwendigen Abstände zu der Erschließung und der 
Landschaft sowie die grundsätzliche, sich durch die Grundbesitzverhältnisse ergebende 
Bebauungsstruktur geregelt. Innerhalb dieser Bauräume ergibt sich die Struktur aus den 
Regelungen der Abstandsflächen.  

Die Höhenentwicklung wird ebenfalls, bezogen auf das Bestandsgelände unter Abwägung mit den 
jeweiligen städtebaulichen Rahmenbedingungen (Umgebungsbebauung, Ortsrand etc.) in drei 
Bereiche unterteilt festgesetzt. Die Festsetzungen orientieren sich hier wiederum daran, dass 
möglichst im gesamten Bereich eine höhere Wandhöhe als bisher möglich ist. 

Somit ist bei nahezu allen Grundstücken eine Nachverdichtung möglich. Einige Grundstücke sind 
bereits sehr dicht bebaut. Hier würde eine weitere Verdichtung zu städtebaulichen Missständen 
führen.  

Darüber hinaus werden weitere Festsetzungen getroffen, um sicherzustellen, dass sich die 
Gebäude in die bauliche Umgebung einpassen. So werden trotz der Verdichtung der baulichen 
Strukturen angemessene Wohnverhältnisse und ein verträgliches Ortsbild sichergestellt. 

Im Übrigen gilt auch weiterhin die örtliche Bauvorschrift der Gemeinde Schechen, welche eine 
angemessene Gestaltung sicherstellt.  

Festsetzungen zur Durchgrünung und Eingrünung des Planungsgebiets unterstützen dies. 
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B.2.2 Art der baulichen Nutzung 

Alle Bauflächen des Planungsgebietes sind als „Allgemeines Wohngebiet“ nach § 4 BauNVO 
festgesetzt. Dies entspricht der heutigen Nutzung des Gebiets. 

Neben der vorgesehenen Wohnnutzung lässt ein „Allgemeines Wohngebiet“ Spielraum für die 
nach § 4 Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen wie der Versorgung des Gebietes dienende Läden, 
Schank und Speisewirtschaften, sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke innerhalb des Gebietes. In Abgrenzung zu einem reinen Wohngebiet sollen 
diese Nutzungen in Entsprechung einer ländlichen Siedlungsstruktur zulässig sein. Auch die 
bestehende Bau- und Grundstücksstruktur lässt dies zu.  

Die nach § 4 Abs. 3 Nrn. 4 und 5 BauNVO zulässigen Nutzungen Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen sind aufgrund der räumlichen Rahmenbedingungen im Planungsgebiet, des Fokus auf 
der Schaffung von Wohnraum und der Erschließungssituation generell nicht zulässig.  

B.2.3 Maßes der baulichen Nutzung  

Das Maß der baulichen Nutzung wird definiert durch:  

▪ die überbaubare Grundstücksfläche (Bauraum)  

▪ maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ)  

▪ Maximal zulässige Überschreitung der Grundflächenzahl GRZ durch Balkone und Terrassen 

▪ maximal zulässige Überschreitung der Grundflächenzahl GRZ durch Anlagen nach 
§ 19 Abs. 4 Nr. 1-3 BauNVO  

▪ maximal zulässige absolute Oberkante der Wandhöhe (OKWH)  

Überbaubare Grundstücksfläche 

Durch die Festsetzung großzügiger durchgängiger Bauräume, in Verbindung mit der Festsetzung 
einer Grundflächenzahl, soll eine hohe Flexibilität hinsichtlich der architektonischen Lösungen, bei 
gleichzeitiger Homogenität hinsichtlich des zulässigen Maßes der baulichen Nutzung erreicht 
werden. Somit kann eine Nachverdichtung der heute bereits sehr homogenen Situation 
ermöglicht werden.  

Durch die festgesetzten Bauräume wird entlang der Frühlingstraße ein angemesses offenes 
Straßenbild sichergestellt. Die Abstände von 5 bzw. 3 m sind dabei aus dem baulichen Bestand 
abgeleitet und sollen auch eine entsprechende Entwicklung von Grünstrukturen entlang der 
Straße ermöglichen.  

An der Wasserburger Straße ist in Abwägung mit den vorhandenen, ortsbildprägenden 
Grünstrukturen, und zur Erhaltung angemessener Sichtverhältnisse ein etwas größerer Abstand 
vorgesehen. Innerhalb des Baugebiets ist abgeleitet aus den bestehenden 
Grundstücksverhältnissen eine Strukturierung der Bauräume vorgenommen. Durch diese Struktur 
soll ein kleinteilige, dörfliche Struktur mit durchblicken etc. auch bei einer Verdichtung erhalten 
bleiben.  

Nach Süden und Westen soll die vorhandene Ortsrandeingrünung erhalten bleiben und ein 
angemessener Übergang zur Landschaft sichergestellt werden. Dem folgend sind hier größere 
Abstände der Bauräume zu den Grundstücksgrenzen vorgesehen.  

Im Norden wird durch einen etwas größeren Abstand ein besserer Übergang zu den kleinteiliger 
bebauten Flächen sichergestellt. Darüber hinaus ist somit auch entlang des, wenn auch 
verrohrten, Baches ein größerer Abstand vorhanden, um ggf. erforderliche Wartungsarbeiten 
durchführen zu können.  
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Die Westseite des FlSt.-Nr. 1939/7 ist nur untergeordnet erschlossen. Insbesondere liegt Sie 
bezogen auf die Erschließung von Osten weiter als 50 m von der nächsten für die Feuerwehr 
erreichbaren Fläche entfernt. Somit ist hier keine Bebauung mit „Hauptanlagen“ vorgesehen.  

Die Stellung der Gebäude untereinander regelt sich durch die Anordnung der Einhaltung der 
Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO. Somit sind gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
sichergestellt.  

Übergroße, hermetische Bauformen in Zusammenhang mit den großen Bauräumen werden im 
Rahmen der Festsetzung einer abweichenden Bauweise verhindert.  

Überschreitungen 

Eine Überschreitung der Baugrenzen ist im Bebauungsplan nicht gesondert geregelt.  

Sie kann jedoch in geringfügigem Maß nach § 23 Abs. 3 BauNVO zugelassen werden. Gebäudeteile 
sind in der Regel als untergeordnet zu betrachten, wenn sie die Vorgaben des Art. 6 Abs. 2 BayBO 
einhalten. 

Maximal zulässige Grundflächenzahl 

Ziel der Änderung ist eine möglichst flächensparende und zugleich an die Umgebung angepasste 
Bauweise. Um gerade in der Bestandssituation vor dem Hintergrund der gewünschten 
Nachverdichtung eine flexible Steuerung der Bebauungsdichte zu ermöglichen, ist eine 
Grundflächenzahl festgesetzt. Somit können auch ggf. geplante Grundstücksarrondierungen 
abgebildet werden.  

Dabei wird abgeleitet aus dem Bestand und im Hinblick auf eine der ländlichen Umgebung 
angemessenen Bebauung eine GRZ von 0,30 festgesetzt.  

Mit Ausnahme der FlSt.-Nr. 1936/12 ist somit überall eine Nachverdichtung möglich oder 
zumindest die bestehende GRZ abgebildet. Auf FlSt.-Nr. 1936/12 besteht heute eine GRZ von 0,31. 
Dies resultiert unter anderem aus der relativ geringen Grundstücksgröße. Die städtebauliche 
Situation rechtfertigt an dieser Stelle jedoch keine höhere Dichte. Eine höhere Dichte im 
gesamten Gebiet würde die ländliche Struktur des Bereichs in Frage stellen, welche erhalten 
werden soll. Aufgrund der relativ geringen Überschreitung der in Zukunft zulässigen GRZ wird in 
Abwägung mit der städtebaulichen Situation und dem Gesamtkonzept auch hier eine GRZ von 0,3 
festgesetzt. Für das heutige Gebäude besteht Bestandsschutz.  

Auf die Festsetzung einer Geschossfläche wird verzichtet. Durch die Festsetzung einer maximal 
zulässigen Grundflächenzahl sowie durch die getroffenen Festsetzungen zur Höhenentwicklung 
wird das städtebauliche Erscheinungsbild der Gebäude klar definiert. Somit ist eine solche nicht 
notwendig. 

 Fläche des 
Wohn-  
gebietes 

Bestehende 
Grundfläche 
(entspricht GRZ)  

Zulässige Grund-
fläche je WA   
(bei GRZ 0,3) 

Zulässige Über-
schreitung durch 
Terrassen und Bal-
kone 
(bei GRZ 0,35) 
 

Zulässige Über-
schreitung Ga-
ragen, Carports 
und Nebenanla-
gen (bei GRZ 
0,5) 

Zulässige Über-
schreitung Stell-
plätze, Zufahr-
ten, Anlagen un-
ter Gelände (bei 
GRZ 0,7) 

Maximale Ver-
siegelung  
(GRZ 0,70) 
 

WA 1 8.172 m² 1.261 m² 
(0,15) 

2.452 m² 
 

409 m² 1.227 m² 1.634 m² 5.720 m² 

WA 2 8.048 m² 1.558 m² 
(0,19) 

2.414 m² 
 

402 m² 1.207 m² 1.610 m² 5.634 m² 

Gesamt 16.220 m² 2.819 m² 
(0,17) 

4.866 m² 811 m² 2.434 m² 3.244 m² 11.354 m² 
 

Der Orientierungswert der Grundfläche für „Allgemeine Wohngebiete“ nach §17 BauNVO von 0,4 
wird somit großzügig unterschritten.  

Kleinere Abweichungen bei den Flächengrößen entstehen durch Rundung der Werte. 
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Überschreitungen  

Für die städtebauliche Anmutung ist hauptsächlich die Kubatur des tatsächlichen Baukörpers von 
Belang. Balkone und Terrassen sind aufgrund ihrer geringeren räumlichen Präsenz weniger von 
Belang. Dem folgend wurden diese bei der quantitativen Festsetzung der zulässigen GRZ nicht 
berücksichtigt. Dem folgend kann die zulässige GRZ von 0,3 durch diese Anlagen bis zu einer GRZ 
von insgesamt 0,35 überschritten werden. 

Nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch Grundflächen von Garagen 
und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, 
um bis zu 50 % überschritten werden.  

Dem im ländlichen Rahmen hohen Bedarf an Stellplätzen geschuldet und vor dem Hintergrund 
der insgesamt geringen festgesetzten GRZ, reicht diese Überschreitung für eine sinnvolle Nutzung 
der Grundstücke bei Ausnutzung der zulässigen Grundfläche für die eigentlichen 
„Hauptnutzungen“ nicht aus. Daher ist eine darüber hinaus gehende Regelung getroffen. 
Insgesamt ist eine Versiegelung bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7 zulässig.  

Um dennoch ein angemessenes Ortsbild sicherzustellen, werden diese Überschreitungen je nach 
ihrer stadträumlichen Prägnanz gegliedert.  

Garagen, Carports und Nebenanlagen nach §14 BauNVO haben eine dritte Dimension und somit 
eine räumliche Wirkung. Um zu hermetischen Situationen vorzubeugen, welche einer ländlichen 
Anmutung entgegenstehen würden, sind diese Anlagen nur bis zu einer GRZ von 0,5 zulässig.  

Offene, nicht überdachte Stellplätze, Zufahrten und Zuwegungen sowie Anlagen unter der 
Geländeoberfläche haben jedoch für die räumliche Wirkung des Planungsgebiets eher 
untergeordnete Funktion. Auch kann deren Einfluss auf die Bodenfunktion 
(Versickerungsfähigkeit) weitgehend erhalten bleiben. Somit kann hier eine Überschreitung bis zu 
einer GRZ von 0,7 zugelassen werden.  

Der Orientierungswert der Versiegelung für „Allgemeine Wohngebiete“ nach § 17 i.V.m. § 19 Abs. 
4 Satz 2 BauNVO von 0,6 (0,4 + 50%) wird somit im Hinblick auf die zulässigen Überschreitungen 
für offene, nicht überdachte Stellplätze, Zufahrten und Zuwegungen sowie Anlagen unter der 
Geländeoberfläche überschritten. Durch die Beschränkung dieser Anlagen ist, wie oben 
beschrieben, von geringeren städtebaulichen Auswirkungen zu rechnen. Durch entsprechende 
Festsetzungen zur Versickerungsfähigkeit kann der Einfluss auf den Boden und den 
Wasserhaushalt reduziert werden. Mit 30% unbebauter Fläche sind auch noch ausreichend 
Flächen für Vegetation und ggf. notwendige Versickerungsmulden (Alternativ Einleitung in Kanal) 
vorhanden. In Abwägung mit dem Ziel eines möglichst kompakten Siedlungskörper vor dem 
Hintergrund des Sparsamen Umgangs mit Grund und Boden kann somit diese GRZ zugelassen 
werden.  

Die festgesetzten Überschreitungen bilden weit überwiegend die heutigen baulichen Anlagen im 
Planungsgebiet ab. Lediglich bei vier Grundstücken besteht heute eine wesentlich darüber 
hinausgehende Versiegelung bzw. Bebauung. Diese hat Bestandsschutz. Im Hinblick auf das Ziel 
einer angemessenen Entwicklung des Gesamtbereichs ist diese jedoch in Zukunft nicht mehr 
zulässig. Würden alle Grundstücke entsprechend genutzt, würde dies zu wesentlichen 
räumlichen, aber auch funktionalen Mängeln (Gefahren bei Starkregen, mangelnde 
Durchgrünung, Ortsbild) führen. Die betroffenen Grundstücke können auch mit der nun 
festgesetzten zulässigen Bebauung bestimmungsgerecht angemessen als Allgemeines 
Wohngebiet genutzt werden.   

Aufgrund der gesonderten Festsetzung einer Überschreitungsregelung ist eine weitere 
Überschreitung im Sinne des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO nicht zulässig. 



Bebauungsplans Nr. 40 "Frühlingstraße“ Seite 17 von 27 

Gemeinde Schechen Begründung  

B.2.4 Höhenentwicklung 

Die Höhenentwicklung wird durch die Festsetzung einer absoluten Oberkante der Wandhöhe 
über Normalhöhennull (DHHN 2016) definiert. In Kombination mit den Festsetzungen zu 
Abgrabungen, ist eine gesonderte Festsetzung einer Wandhöhe nicht erforderlich, um die 
städtebauliche Anmutung der Gebäude zu regeln. Eine Wandhöhe ist dem folgend nur als Hinweis 
angegeben, um den Bebauungsplan leichter lesbar zu machen.  

Durch die Festsetzung einer absoluten Oberkante der Wandhöhe über Normalhöhennull wird ein 
unveränderlicher und eindeutiger Bezug für die Höhenentwicklung definiert. Dies trägt zu einer 
leichteren Handhabung des Bebauungsplans und dessen Rechtssicherheit bei. Auch ist somit den 
Anforderungen an die Bezugspunkte nach §18 BauNVO Rechnung getragen. 

Bezugspunkt der Oberkante der Wandhöhe ist dabei der Schnittpunkt der Außenkante der 
Außenwand mit der Dachhaut an der jeweiligen Traufseite.  

Grundsätzliches Ziel des Bebauungsplans ist die Nachverdichtung des Bereichs. Dem folgend soll 
insbesondere die Nutzung des Dachgeschosses für Wohnzwecke ermöglicht werden. Um dies zu 
ermöglichen sind die Höhen so festgesetzt, dass etwa Wandhöhen von 7,0 bzw. 7,5 m bezogen 
auf die Straßenoberkante der Frühlingsstraße bzw. dem Gelände, wo die Grundstücke nicht an 
der Straße liegen, möglich sind. Hier ist im Dachgeschoss ein angemessener Kniestock möglich der 
auch bei kleinen Gebäuden und flacheren Dächern Wohnräume zulässt. 

Dabei ist auch eine starkregen- und hochwasserangepasste Bauweise mit einem angemessenen 
Abstand des Fußbodens des untersten Geschosses über dem Gelände berücksichtigt. 

Aufgrund des Ortsrandes im Westen und Süden sind in diesen Bereichen nur Wandhöhen von bis 
zu 7,0 m zulässig. Somit ist hier ein angemessener Übergang zur Landschaft gewährleistet. Weiter 
östlich, sowie an der Wasserburger Straße sind die Grundstücke relativ klein. Dem folgend sind 
hier auch nur Wandhöhen von bis zu 7,0 m zulässig, um in sich überhohen Gebäuden 
vorzubeugen.  

Im Norden des Planungsgebiets befindet sich ein kleinteilig strukturiertes Wohngebiet mit relativ 
niedrigen Gebäuden. Um hier städtebaulichen Spannungen vorzubeugen, sind in den 
angrenzenden Bereichen die Höhen so festgesetzt, dass Wandhöhen von ca. 6,0 m möglich sind.  

Im Rahmen der festgesetzten Höhenentwicklung ist mit Ausnahme eines Grundstücks bei allen 
Grundstücken eine Erhöhung der bestehenden Gebäudehöhen möglich. Bei diesem Grundstück 
besteht bereits heute eine Wandhöhe von 7,6 m. Dies sprengt das mit einer ländlichen Anmutung 
vereinbare Höhenmaß, insbesondere wenn dies bei allen Grundstücken umgesetzt würde. Eine 
städtebauliche Sonderrolle des Grundstücks, welche eine Überhöhung rechtfertigen würde, ist 
nicht ableitbar. Das Gebäude in seiner heutigen Form hat Bestandsschutz, im Rahmen des 
Bebauungsplans wird jedoch eine Höhe festgesetzt, welche eine Wandhöhe von ca. 7,5 m 
ermöglicht. 

Im Rahmen der Bauräume kann unter Einhaltung der Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO an allen 
Stellen, wenn auch nicht mit jeder Dachkonstellation die maximale Wandhöhe ausgenutzt 
werden. 
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B.2.5 Bauweise 

Grundsätzlich soll sich die Bauweise an den bestehenden Gebäudestrukturen orientieren. 
Innerhalb des Planungsgebietes sind im Sinne des möglichst sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden Einzelhäuser, Doppelhäuser oder Hausgruppen zulässig. Um überlange, hermetische, der 
bestehenden, offenen und kleinteiligen Bebauung widersprechende Bauformen auszuschließen, 
ist eine abweichende Bauweise festgesetzt. Somit kann auch die ländliche Anmutung erhalten 
werden.  

Die Länge der Hausformen (Gebäude bzw. Gebäudegruppen) darf 30 m nicht übersteigen. Durch 
diese Festsetzung soll eine homogene und zugleich flexible Weiterentwicklung der Gebäude in 
Anlehnung an die bereits bestehenden Strukturen ermöglicht werden. Die Beschränkung der 
Gebäudelänge auf 30 m orientiert sich dabei an den bereits bestehenden Gebäuden südlich der 
Frühlingstraße.  

B.2.6 Abstandsflächen 

Im Rahmen der Bebauungsplanänderung wird kein Gebrauch von den in Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBO 
ermöglichten abweichenden Regelungen zu Abstandsflächentiefen gemacht.  

Somit gilt Art. 6 BayBO unverändert.  

Eine Verkürzung der Abstandsflächentiefen durch die Bauräume findet explizit nicht statt.  

Somit sind unabhängig des Abstandes der Bauräume untereinander und zu den Flächen außerhalb 
des Änderungsbereichs ausreichende Abstände hinsichtlich gesunder Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse, des Brandschutzes sowie des Nachbarschutzes gewährleistet. Dies gilt auch 
für Gebäude innerhalb der einzelnen Bauräume. 

B.2.7 Garagen und Nebenanlagen 

Entsprechend der heutigen heterogenen Struktur sollen Garagen, Carports und Nebenanlagen 
grundsätzlich auf den gesamten Baugrundstücken möglich sein. Restriktionen ergeben sich 
lediglich entlang der Straßenverkehrsflächen und der offenen Landschaft.  

Entlang der Straßen sind im Sinne des Orts- und Straßenbildes Flächen festgesetzt auf denen 
Nebenanlagen mit einer Grundfläche über 5 m² nicht zulässig sind. Anlagen unter 5 m² 
Grundfläche sind hier für das Ortsbild weniger relevant und können zugelassen werden.  

Gegenüber der offenen Landschaft kommt der Begrünung eine besondere Bedeutung zu. Dem 
folgend ist hier eine zu begrünende Fläche des Baugrundstücks festgesetzt. In dieser sind keine 
Nebenanlagen zulässig. Vereinzelt sind hier Bereits Nebenanlagen vorhanden. Diese genießen 
Bestandsschutz. Neue Anlagen sind jedoch hier nicht zulässig. Zusätzlich werden durch die nun 
festgesetzten, freizuhaltenden Bereiche auch entsprechende Abstände zu den 
landwirtschaftlichen Flächen (Verschattung etc.) eingehalten.  

Abweichend von diesen Regelungen sind aufgrund ihrer Zweckbestimmung bzw. ihrer geringeren 
räumlichen Relevanz folgende Anlagen bis direkt an die Straßenverkehrsflächen heran zulässig: 
offene Stellplätze (auch für Fahrräder), nicht überdachte Sitzbereiche (z.B. Terrassen), 
Stützmauern, Einfriedungen, Zufahrten und Zuwegungen. 
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B.2.8 Dächer 

Dachform 

Aus der lokalen Bautradition heraus und unter Berücksichtigung der umgebenden Bebauung, sind 
alle Dachflächen größer 5 m² ausschließlich als Satteldächer zulässig mit einer Dachneigung von 
14° - 30° zulässig. Dächer unter 5 m² Dachfläche (auch von Nebenanlagen) unterliegen keinen 
Festsetzungen, da deren städtebauliche Wirkung zu vernachlässigen ist. 

Im Geltungsbereich bestehen zwar heute auch zwei Gebäude mit Walmdächern, diese Dachform 
entspricht jedoch nicht der lokalen Bautradition in Pfaffenhofen am Inn und der weiteren 
Umgebung. Dem folgend soll hier aus Rücksicht auf das Ortsbild am Satteldach festgehalten 
werden. Die bestehenden Walmdächer haben Bestandsschutz. 

Der First ist parallel der längeren Gebäudeseite und in der Mitte des Daches zu situieren. Somit 
wird überhohen Dachflächen vorgebeugt. Darüber hinaus entspricht auch dies der lokalen 
Bautradition.  

In Abwägung der Anforderungen des Ortsbildes, angemessener Konstruktionen und einer 
möglichst großen Flexibilität für die späteren architektonischen Lösungen sind auf dem 
Hauptdach untergeordneten Flächen, welche maximal 10% der Gesamtdachfläche ausmachen 
und deren höchster Punkt min. 60 cm unter der tatsächlich realisierten OKWH des Hauptdaches 
liegt, auch als Pult oder Flachdächer zulässig. Diese dürfen Dachneigungen bis 30° aufweisen und 
müssen ihren First an einer aufgehenden Wand haben. Durch die Größenbeschränkung und die 
übrigen Rahmenbedingungen ist eine Unterordnung unter das Hauptdach sichergestellt und das 
ortsbildprägende Dach bleibt ein Satteldach.  

In Abwägung mit deren Funktion und da es sich um untergeordnete Bereiche handelt, sind 
Überdachungen von Wintergärten und Terrassen auch als Pultdach oder flach geneigtes Dach mit 
einer Dachneigung ab 5° zulässig. 

Dächer von Garagen, Carports und Nebenanlagen mit einer max. Wandhöhe von 3,0 m können, 
aufgrund ihrer untergeordneten Erscheinung auch als Flachdächer oder flach geneigtes Dach 
ausgeführt werden. Es sind Dachneigungen bis 5° zulässig.  

Dachdeckung 

Entsprechend der ländlichen Umgebung und des Bestandes sind als Dachdeckung bei Dachflächen 
größer 5 m² nur matte Dachziegel und Dachstein in Braun-, Rot- und Anthrazittönen zulässig. Bei 
untergeordneten Pultdächern sind aufgrund der untergeordneten Bedeutung für das 
Gesamtgebäude auch Blechdeckungen zulässig.  

Die zulässigen Flachdächer sind vor dem Hintergrund des Kleinklimas und des Wasserrückhalts 
auf min. 75% als Gründächer mit einer durchwurzelbaren Mindestsubstratüberdeckung von 10 
cm auszuführen. Die untergeordneten Flächen des Hauptdaches sind aufgrund der kleinen 
Flächengröße komplett als Gründächer auszuführen. In Abwägung mit möglichen Nutzungen und 
der Überlagerung von Nutzungen vor dem Hintergrund des sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden sind auch Dachterrassen zulässig.  

In Abwägung mit deren Funktion sind auf Wintergärten und Terrassenüberdachungen auch 
transparente Dächer als Pult- und Satteldächer zulässig. Aufgrund des untergeordneten 
Charakters sind größere negative Auswirkungen auf das Ortsbild ausgeschlossen.  

Dachaufbauten 

Zu Dachaufbauten sind in der örtlichen Bauvorschrift, welche auch im hier gegenständlichen 
Geltungsbereich gilt Regelungen zu Dachaufbauten getroffen. Diese sind einzuhalten. Somit sind 
keine weiteren Regelungen im Bebauungsplan erforderlich. 
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Grenzständige Gebäude 

Das Planungsgebiet und die Umgebung sind überwiegend von Einzelgebäuden geprägt. Somit soll 
sichergestellt werden, dass auch Doppelhäuser und Hausgruppen die Anmutung eines 
Einzelgebäudes haben. Dem folgend sind grenzständige, aneinander gebaute Hauptgebäude (z.B. 
Doppelhäuser) oder Nebengebäude (z.B. Garagen) profilgleich und mit einer einheitlichen 
Dachform, -deckung, -farbe und -neigung auszuführen. Sie müssen giebelseitig aneinander gebaut 
werden. Dies gilt nicht so Nebenanlagen an Hauptgebäude angebaut werden.  

B.2.9 Solaranlagen 

Um eine nachhaltige Energieerzeugung zu ermöglichen sind Solaranlagen unter gewissen 
Rahmenbedingungen zur Wahrung des Ortsbildes zulässig. Dies trägt auch der ab dem 01.01.2025 
bestehenden Verpflichtung des § 44a BayBO zur Errichtung eine Photovoltaikanlage auf 
Wohngebäuden Rechnung.   

So sollen in Abwägung zwischen der nachhaltigen, erneuerbaren Nutzung der solaren 
Strahlungsenergie mit dem Ortsbild, Solaranlagen nur auf den Dächern entstehen. Solaranlagen 
an Fassaden oder freistehende Solaranlagen bergen die Gefahr von Blendwirkungen und sind im 
Ortsbild fremd. Somit sind diese nicht zulässig. 

Um ein homogenes und ruhiges Erscheinungsbild des Gebäudes und Ortsbildes zu gewährleisten, 
sollen sich die Solaranlagen dem Dach möglichst unterordnen. Dem folgend sind Solaranlagen nur 
im Neigungswinkel der Dachhaut zulässig und auf eine rechteckige Fläche je Dachfläche 
beschränkt. Ein Abstand zur Dachhaut ist nur im Rahmen des konstruktiv notwendigen zulässig.  

Sie müssen mindestens 0,5 m von Ortgang, Traufe und First zurückbleiben. Zumindest aus der 
Fußgängerperspektive treten sie so weniger in Erscheinung.  

Bei Flachdächern mit einer ausgebildeten Attika sind Solaranlagen mit aufgeständerten 
Einzelpaneelen außerhalb des Neigungswinkels des Daches zulässig. Deren Oberkante darf die 
Oberkante des oberen Abschlusses der Attika um 0,5 m überragen. Sie müssen um mindestens 
1,0 m von der Außenkante der Attika zurücktreten. Auch bei aufgeständerten Anlagen sind die 
Flachdachflächen als Gründach auszuführen. 

B.2.10 Gestaltung 

Um das ländliche Erscheinungsbild des Planungsgebiets zu erhalten sind abgeleitet aus der lokalen 
und regionalen Bautradition die Außenwände der Hauptgebäude als verputzte und gestrichene 
Mauerflächen auszuführen. Auch Konstruktionen und Verkleidungen aus Holz sind zulässig. 

B.2.11 Aufschüttungen und Abgrabungen 

Grundsätzlich soll aus Gründen des Ortsbildes, Landschaftserhalts sowie Bodenschutzes das 
bestehende Gelände weitgehend erhalten bleiben. Aufschüttungen und Abgrabungen sind 
deshalb nur zur Integration der Hauptgebäude, Nebenanlagen, Stellplätzen und ihren Zufahrten 
in die Topografie, zum Angleichen von Zufahrtsbereichen an die Höhenlage der angrenzenden 
Verkehrsfläche, zur Anlage von Versickerungsmulden und zur Errichtung eines Gartenteichs von 
max. 20 m² zulässig. Aufgrund der Situation eines weitgehend ebenen Geländes sind 
Aufschüttungen und Abgrabungen nur bis zu 50 cm im Vergleich zum bestehenden Gelände 
zulässig.  

Um Erosion und ungewollten optischen Barrieren vorzubeugen, dürfen durch Abgrabungen oder 
Aufschüttungen neu erzeugte Böschungsneigungen nicht steiler sein als in einem Verhältnis von 
1 (Höhe) zu 2 (Länge).  
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B.3 Grünordnungskonzept 

Ziel des Grünordnungskonzeptes ist es, eine angemessene und qualitätvolle Durchgrünung des 
Planungsgebietes zu ermöglichen bzw. diese langfristig zu sichern. Darüber hinaus sollen die 
Rahmenbedingungen für den Erhalt der bestehenden Ortsrandeingrünung und prägenden Bäume 
geschaffen werden. Dabei soll entsprechend des städtebaulichen Konzepts, insbesondere im 
Hinblick auf die Nachverdichtung eines sehr heterogen bebauten Gebiets eine möglichst flexible 
Regelung getroffen werden. 

Zur Kompensation der relativ hohen Versiegelung sind alle befestigten Flächen mit 
versickerungsfähigen bzw. wasserdurchlässigen Materialien herzustellen. In Abwägung mit der 
hohen Beanspruchung (Winterdienst, Schwerlastverkehr etc.) gilt dies nicht für die öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen und die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung. 

Für die Schaffung eines gut durchgrünten Wohnquartiers mit hoher Lebensqualität ist je 
angefangenen 400 m² Grundstücksfläche mindestens ein heimsicherer, standortgerechter 
Laubbaum mit einer zu erwartenden Endwuchshöhe von mindestens 10 m, mit der 
Mindestqualität 3-mal verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm, zu pflanzen. Die als zu erhalten 
festgesetzten Bäume, bestehende Bäume gleicher Qualität als auch anderweitig zu pflanzende 
Bäume (Stellplätze) dürfen darauf angesetzt werden. Die Qualitätsfestsetzung führen zum 
möglichst schnellen Erreichen einer für das Ortsbild relevanten Begrünung. Eine Endwuchshöhe 
von min. 10 m stellt eine sinnvolle Abwägung zwischen siedlungsverträglichen Bäumen (nicht zu 
groß) und Bäumen, die relevant für das Ortsbild sind, dar (nicht zu klein).  

Um eine gute Grünausstattung schnell einzubinden und langfristig zu sichern, sind die 
Baumpflanzungen dauerhaft zu erhalten und spätestens in der auf die Nutzungsaufnahme 
folgenden Herbstpflanzperiode zu pflanzen. Bei Ausfall sind sie entsprechend nachzupflanzen. 

Als zu erhalten sind zum einen die Bäume im Bereich des Ortsrandes zum dauerhaften Erhalt eines 
angemessenen Übergangs in die Landschaft, zum anderen ortsbildprägende Baumbestände 
festgesetzt. Dies sind aufgrund ihrer Größe eine Baumreihe im nördlichen Bereich sowie der 
Baumbestand entlang der Wasserburger Straße. Diese Bäume dürfen nur aus zwingenden 
Gründen der Verkehrssicherheit gefällt werden und sind entsprechend zu ersetzen.  

Um ortsbildunverträglichen, sehr großen, unstrukturierten Parkplatzflächen vorzubeugen, ist min. 
nach vier zusammenhängenden Stellplätzen jeweils ein heimischer standortgerechter Laubbaum 
zu pflanzen. Dies trägt durch die Verschattung auch positiv zum Mikroklima im Rahmen von 
Hitzeereignissen bei. 

Nach Süden und Osten grenzt das Planungsgebiet an die offene Landschaft. Um die Bebauung hier 
angemessen in die Landschaft einzubetten, ist eine entsprechende Ortsrandeingrünung 
erforderlich. Diese ist heute in Teilen bereits vorhanden. Der Erhalt der bestehenden Bäume ist 
bereits anderweitig festgesetzt. Um die Ortsrandeingrünung auch auf Fußgängerebene zu 
erhalten und weiterzuentwickeln sind entsprechende zu begrünende Flächen des Baugrundstücks 
festgesetzt. Diese sind mit Sträuchern zu bepflanzen. Bestehende Sträucher und Bäume dürfen 
auf die festgesetzte Anzahl angerechnet werden. Um diesen Bereich entsprechend natürlich zu 
entwickeln sind ins diesen Bereichen bauliche Anlagen und jegliche Art von 
Flächenversiegelungen nicht zulässig.  
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B.4 Versickerung / Niederschlagswasserableitung 

Grundsätzlich ist eine dezentrale Versickerung des Niederschlagswassers sinnvoll. Um den 
natürlichen Wasserkreislauf möglichst wenig zu beeinflussen, ist das Niederschlagswasser von 
befestigten Flächen der Baugrundstücke und den Dachflächen direkt auf dem Grundstück über 
eine geeignete Oberbodenschicht flächenhaft zu versickern. Ist eine Flächenversickerung nicht 
möglich, so ist einer linienförmigen, unterirdischen Versickerung über (Mulden-) Rigolen der 
Vorzug vor einer punktuellen Versickerung über Sickerschächte zu geben. Ziel ist eine möglichst 
naturnahe Versickerung über alle Bodenschichten, um die Funktion des Bodens als Klimapuffer 
und Wasserspeicher aufrecht zu erhalten.  

Ist eine linienförmige, unterirdische Versickerung über (Mulden-) Rigolen oder eine punktuelle 
Versickerung über Sickerschächte aus verschiedenen Gründen nicht möglich, so besteht die 
Möglichkeit der Niederschlagwasserableitung über eine Einleitung in den Schustergraben oder 
den gemeindlichen Regenwasserkanal innerhalb der Straßenverkehrsflächen. 

Darüber hinaus sind allgemein für das Abführen von anfallendem Niederschlagswasser folgende 
Rahmenbedingungen einzuhalten. Es ist durch den Bauherrn bzw. die von ihm beauftragten 
Planenden eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Niederschlagswasser 
eine genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung vorliegt. Die Vorgaben der 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) 
sowie der Vorgaben der „Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem 
Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer“ (TRENOG) sind einzuhalten.  

Soll von den zuvor aufgeführten Regelungen abgewichen werden, ist eine wasserrechtliche 
Erlaubnis beim Landratsamt Rosenheim zu beantragen. 

Bei Einleitungen von anfallendem Niederschlagswasser in Oberflächengewässer (Schustergraben) 
ist die Behandlungsbedürftigkeit des Niederschlagswassers (also die Feststellung, ob 
verschmutztes Niederschlagswasser vorliegt) gegenüber dem Wasserwirtschaftsamt vorab 
nachzuweisen. Hierbei sind das Arbeitsblatt DWA-A 102 "Einleitung von Regenwetterabflüssen" 
sowie das Merkblatt DWA-M 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser" zu 
beachten. 

Wild abfließendes Oberflächenwasser 

Im Rahmen der Geländemodellierung ist darauf zu achten, dass durch die Baumaßnahmen die 
Situation hinsichtlich des wild abfließenden Oberflächenwassers nicht negativ beeinflusst wird. 
Um nachbarrechtliche Belange zu schützen, ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass 
Niederschlagswasser vom Baugrundstück nicht auf die Straßenverkehrsfläche oder die 
Nachbargrundstücke gelangt. Der § 37 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist entsprechend zu 
berücksichtigen.  

Starkregenereignisse 

Im voralpinen Bereich ist vermehrt mit Starkregenereignissen zu rechnen. Deren Häufigkeit und 
Stärke wird durch den Klimawandel noch zunehmen. In deren Folge kann es verstärkt zu wild 
abfließendem Oberflächenwasser, Überflutungssituationen sowie Schichtwasseraustritt im 
Bereich der Bebauung kommen.  

Um Schäden im Zuge von Starkregenereignissen und ggf. daraus resultierenden temporären 
Überschwemmungen möglichst vorzubeugen, sollten die Gebäude durch bauliche Maßnahmen 
möglichst an diese Gefahren angepasst werden. Dem folgend wird die Einhaltung gewisser 
baulicher Rahmenbedingungen empfohlen. 
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Die Oberkante des Fertigfußbodens des untersten Vollgeschosses sollte mindestens 25 cm über 
dem umliegenden Gelände liegen um einen Wasserabfluss ohne Schäden an und in den Gebäuden 
zu gewährleisten.  

Gebäude sind an der Stelle, wo sie in das Gelände einschneiden, bis 25 cm über Oberkante des 
anstehenden Geländes wasserdicht zu errichten (Keller, inkl. Kelleröffnungen, Zugängen, 
Installationsdurchführungen etc. wasserdicht). Es ist auch im Hinblick auf Schichtwasser bzw. 
Staunässe eine Auftriebssicherheit des Gebäudes zu prüfen. Auch sind Öffnungen von baulichen 
Anlagen, wie Eingänge oder Kellerlichtschächte, zum Schutz vor Überflutungen durch 
entsprechende bauliche Maßnahmen (z.B. Überhöhung) gegenüber der angrenzenden 
wasserführenden Fläche so auszuführen, dass ebenfalls kein Wasser eindringen kann. 

Um Situation durch wild abfließendes Oberflächenwasser im Rahmen von Starkregenereignissen 
nicht weiter zu verschlechtern, wird festgesetzt, dass alle Oberflächen mit Ausnahme der 
Straßenverkehrsflächen mit wasserdurchlässigen Belägen auszuführen sind. Somit werden die 
benötigten Flächen zur Abführung des Wassers nicht weiter minimiert bzw. eingegrenzt.  

B.5 Verkehrliche Erschließung/ Stellplätze 

Verkehrliche Erschließung 

Die bestehende Erschließung bleibt unverändert vorhanden. Der weit überwiegende Teil der 
Grundstücke wird auch weiterhin über die Frühlingstraße erschlossen. Diese ist, wie auch die 
Wasserburger Straße entsprechend ihrem Bestand als öffentliche Straßenverkehrsfläche 
festgesetzt.  

Im Süden ist ein Grundstück heute über eine private Zufahrt Erschlossen. Diese Zufahrt wird 
entsprechend als private Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter 
Bereich“ festgesetzt.  

Die beiden nördlichen Grundstücke FlSt.-Nrn. 1939 und 1939/7 liegen nicht an einer öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche. Um die Erschließung von FlSt.-Nr. 1939 zu sichern, ist nach Süden zur 
Frühlingstraße eine Dienstbarkeit (Geh-, Fahrt- und Leitungsrecht) einzutragen.  

Die Erschließung von FlSt.-Nr. 1939/7 erfolgt von Süden über das in gleichem Eigentum stehende 
Grundstück 1939/3 sowie die östlich angrenzende private Stichstraße. Auf dieser bestehen 
entsprechende Dienstbarkeiten.  

Somit sind alle Baugrundstücke ausreichend erschlossen.  

Infrastruktur 

Da das Planungsgebiet schon weitgehend bebaut ist liegt die notwendige Leitungsinfrastruktur 
bereits im Gebiet vor und kann mit angemessenem Aufwand, ebenfalls über die oben 
beschriebenen Wege zu den unbebauten Grundstücken verlegt werden.  

Stellplätze 

Die notwendige Anzahl an Fahrrad und KfZ-Stellplätzen ergibt sich aus § 2 der örtlichen 
Bauvorschrift der Gemeinde Schechen (ÖBVS).  

Im Rahmen der Festsetzungen des Bebauungsplans, insbesondere den 
Überschreitungsregelungen für die GRZ sind ausreichend Spielräume enthalten, um die Stellplätze 
zu errichten. Gerade bei sehr geringen Wohnungsgrößen (Viele Wohnungen auf einem 
Grundstück) kann jedoch die Anzahl der notwendigen Stellplätze auch zu einer Restriktion der 
möglichen Nutzung führen.  
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Brandbekämpfung  

Der Feuerwehrangriff kann über die bestehenden Straßenverkehrsfläche bzw. Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung erfolgen. Der Ausbau dieser entspricht der Verordnung für die 
Flächen für die Feuerwehr. Somit können alle Grundstücke mit Ausnahme der FlSt.-Nrn. 1939 und 
1939/7 direkt von der Feuerwehr angefahren werden. Bei diesen Grundstücken kann der Angriff 
über die oben beschriebenen Wege erfolgen. Die Zufahrten entsprechen jedoch hinsichtlich ihrer 
Dimension nicht der Verordnung für die Flächen für die Feuerwehr. Jedoch sind die Bauräume 
hier so zugeschnitten, dass diese nicht weiter als 50 m von den entsprechend anfahrbaren 
Bereichen entfernt sind.  

Insgesamt liegt somit kein Bauraum (auch kein Teil von diesem) mehr als 50 m von den 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung bzw. öffentlichen Straßenverkehrsflächen 
entfernt. Somit sind voraussichtlich keine Feuerwehrzufahrten auf den Baugrundstücken 
erforderlich. 

Aufgrund der festgesetzten maximalen Oberkante der Wandhöhe kann die Personenrettung 
voraussichtlich mit Steckleitern erfolgen.  

Löschwasser kann über die bestehende Wasserversorgung zur Verfügung gestellt werden. Ggf. ist 
das Hydrantennetz auszubauen. Dies ist jedoch voraussichtlich mit angemessenem Aufwand 
möglich.  

Somit sind auf Ebene der Bauleitplanung ausreichende Rahmenbedingungen zur Brand-
bekämpfung erfüllt. Der konkrete Nachweis des Brandschutzes erfolgt im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens der Einzelvorhaben bzw. des Bauvollzuges.  

B.6 Klimaschutz und Klimaadaption 

Anpassung an den Klimawandel 

Der Erhalt und die Pflanzung von Bäumen und einer Ortsrandeingrünung führt zu einer 
Verbesserung des Mikroklimas (Verdunstung und Verschattung). Dies gilt insbesondere auch für 
Baumpflanzungen in Zusammenhang mit größeren Stellplatzflächen. 

Durch die Festsetzung versickerungsfähiger Beläge und der Ermöglichung von Gründächern auf 
Garagen, Nebenanlagen und untergeordneten Dachflächen wird gerade bei 
Starkregenereignissen der Oberflächenabfluss verringert.  

Zusätzlich führen diese Flächen durch Verdunstungskälte zu positiven kleinklimatischen Effekten.  

Die zulässigen Höhenentwicklungen berücksichtigen einen entsprechenden Spielraum für eine 
Hochwasserangepasste Bauweise. Im Rahmen des Klimawandels kann es, wie oben beschrieben, 
vermehrt zu Starkregenereignissen und somit auch kleinflächigen und kleinstflächigen 
Überschwemmungen kommen.  

Klimaschutz (Mitigation) 

Durch die Nutzung bzw. Nutzungsintensivierung bereits in das Ortsgefüge eingebundener Flächen 
im Rahmen der Innenentwicklung, wird der Versiegelung neuer, heute natürlicher (bzw. 
landwirtschaftlicher) Flächen in der freien Landschaft vorgebeugt. Zudem kann im Rahmen der 
Nachverdichtung auf bereits bestehende Infrastrukturen (u.a. Straßen) zurückgegriffen werden, 
womit langfristig der Ressourcenverbrauch reduziert wird. 

Wechselwirkungen mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz 

Gemäß § 13 Abs. 1 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) müssen die Träger öffentlicher Aufgaben und 
somit auch die Gemeinde Schechen bei ihren Planungen und Entscheidungen den Schutz vor den 
Auswirkungen des weltweiten Klimawandels, die Erfüllung der nationalen Klimaschutzziele sowie 
die Einhaltung der europäischen Zielvorgaben (vgl. § 1 KSG) berücksichtigen. 
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Um diese Ziele, insbesondere den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich 
unter 2 Grad Celsius und möglichst unter 1,5 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau 
zu begrenzen, sind im KSG die Reduktionsziele bzw. absolute Ziele für den Ausstoß von 
Treibhausgasen für unterschiedliche Bereiche festgesetzt (vgl. §3 und §3a KSG). 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist daher die Fragestellung zu beleuchten, ob und inwieweit diese 
Einfluss auf die Treibhausgasemissionen hat und die Erreichung der Klimaziele gefährden kann. 

Eine Ermittlung der Auswirkungen kann, da es sich um einen Bebauungsplan handelt und somit 
nur ein baulicher Rahmen vorgegeben wird, nur qualitativ und nicht quantitativ erfolgen. Die 
genaue quantitative Bezifferung des Treibhausgasaufkommens kann erst auf Ebene des 
tatsächlichen Bauvollzuges und Betriebes erfolgen. 

Aufgrund der Größe des Planungsumgriffs ist eine direkte Auswirkung auf die bundesweiten Ziele 
des KSG weitgehend ausgeschlossen. 

Durch die Möglichkeit zur Nutzung von Solarenergie ist den Reduktionszielen des Sektors 1 
„Energiewirtschaft“ durch den Bebauungsplan Rechnung getragen. 

Da es sich um eine Überplanung von Flächen mit Wohnnutzungen handelt, sind keine 
Auswirkungen auf den Sektor 2 „Industrie“ relevant.  

Die in Abwägung mit der ländlichen Umgebung und den bereits bestehenden Baukörpern des 
Wohngebietes stehen die möglichen kompakteren Baustrukturen der Erreichung der Ziele des 
Sektors 3 „Gebäude“ nicht entgegen. 

Da es sich um eine Überplanung im Rahmen der Nachverdichtung eines bestehenden, vollständig 
erschlossenen Wohngebietes handelt, steht die Planung der Erreichung der Ziele des Sektors 4 
„Verkehr“ nicht entgegen. 

Im Hinblick auf die Sektoren 5 „Landwirtschaft“ und 6 „Abfallwirtschaft und Sonstiges“ ergeben 
sich durch die Planung keine Auswirkungen, da es sich um die Überplanung eines bestehenden, 
vollständig erschlossenen Wohngebietes handelt. 

Da es sich bei der Überplanung der Flächen des Wohngebietes um bereits weitestgehend baulich 
genutzte Flächen handelt und diese im Rahmen der Nachverdichtung eine intensivere Nutzung 
erfahren sollen, steht die Planung den Zielen des KSG für den Sektor 7 „Landnutzung, 
Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft“ nicht entgegen. Auch sind keine Moorböden, 
Landwirtschaftsflächen oder andere Landnutzungen betroffen.  

Insgesamt kann somit die Planung unter Abwägung der generellen Planungserfordernis auch vor 
dem Hintergrund der Ziele des KSG umgesetzt werden. 

B.7 Wesentliche Auswirkungen der Planung 

Zusammenfassend können die Auswirkungen der Planung wie folgt beschrieben werden:  

▪ Schaffung eines einheitlichen abgewogenen Planungskonzepts für den Gesamtbereich  

▪ Nachverdichtung der bestehenden Struktur 

▪ Geringfügige Einschränkung der Entwicklungsmöglichkeiten einzelner Grundstücke 

▪ Sicherung eines ländlichen Ortsbildes 

▪ Anreicherung und Sicherung des bestehenden Baumbestandes und der naturnahen 
Ortsrandeingrünung im Planungsgebiet  

▪ Moderate Erhöhung des Verkehrs auf den bestehenden Straßen 
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B.8 Flächenbilanz 

Flächenbezeichnung Fläche ca. 
Anteil an der  

Gesamtfläche ca. 

Nettobauland (maßgebliche Baugrundstücke) 16.220 m² 88,7 % 

davon zur begrünende Fläche des Baugrundstücks 822 m² 4,5 % 

Verkehrsflächen 1.916 m² 10,5 % 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 154 m² 0,8 % 

Bruttobauland (Planungsgebiet): 18.290 m² 100 % 

 

Kleinere Abweichungen bei den Flächengrößen und prozentualen Angaben entstehen durch Rundung der Werte. 
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C Umweltbelange 

C.1 Umweltbericht 

Der hier gegenständliche Bebauungsplan Nr. 40 „Frühlingstraße“ wird entsprechend 
§ 13a Abs. 4 BauGB im Verfahren der Innenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt. Somit wird 
gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von der Durchführung einer Umweltprüfung, einem Umweltbericht 
sowie einer zusammenfassenden Erklärung abgesehen. 

C.2 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Beim hier gegenständlichen Bebauungsplan Nr. 40 „Frühlingstraße“ handelt es sich um einen 
Bebauungsplan im Verfahren der Innenentwicklung nach § 13a BauGB. In diesem Rahmen zu 
erwartende Eingriffe gelten nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB 
als vor der planerischen Entscheidung erfolgt und zulässig. 

Somit entsteht keine weitere Ausgleichserfordernis. 

C.3 Artenschutzrechtliche Belange 

Durch den hier gegenständlichen Bebauungsplan Nr. 40 „Frühlingstraße“ wird ein bereits nahezu 
vollumfänglich bebautes und intensiv genutztes Areal überplant. 

Die bestehende Nutzungsintensität im Planungsgebiet lässt nicht auf eine besondere 
Wahrscheinlichkeit des Vorkommens geschützter Arten schließen. 

Dennoch wird im Zusammenhang mit sämtlichen Eingriffen auf die in § 44 BNatSchG verankerten 
Vorschriften für besonderes geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten 
hingewiesen. 

Demnach ist unter anderem verboten, geschützte Arten zu stören, zu verletzen, zu töten, zu 
beschädigen oder zu zerstören. 

Diese Regelung ist bereits in der heutigen Situation und auch weiterhin zu beachten. 

Im Rahmen der Bauausführung ist sicherzustellen, dass die Bauvorhaben weder durch deren 
Errichtung noch durch deren späteren Bestand den Regelungen des § 44 BNatSchG 
zuwiderhandeln. Dies ist besonders im Hinblick auf Baumfällungen, Gehölzentfernungen oder 
Abrissarbeiten von Gebäuden und deren Zeitpunkt zu beachten. 

D Ausfertigung 

Mit Beschluss des Gemeinderates vom …….. wurde der Bebauungsplan Nr. 40 „Frühlingstraße“ in 
der Fassung vom ……. gem. §10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 

 

Schechen, den …………………………………. 

      (Siegel) 

............................................................ 
Stefan Adam, Erster Bürgermeister 

 


